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1. Problemstellung
Im Zuge der Schaffung des Europäischen Binnenmarktes werden die
regionalpolitischen Aktivitäten der EG-Kommission stark ausge-
weitet. Grundlage dieser Bestrebungen ist der Artikel 23 der
Einheitlichen Europäischen Akte, durch den der EWG-Vertrag um die
Artikel 130a bis 130e ergänzt wurde. Im Jahre 1988 hat der
Ministerrat auf Basis des Artikels 130d EWG-Vertrag entschieden,
daß die Mittel der Strukturfonds bis zum Jahre 1992 verdoppelt
werden, um regionalen Entwicklungszielen Rechnung zu tragen.
Außerdem ist zu beobachten, daß seit Beginn der achtziger Jahre
die EG-Kommission zunehmend Einfluß auf die Regionalpolitik der
Mitgliedsstaaten durch ihr Beihilfekontrollverfahren nach Art. 92
und 93 des EWG-Vertrags nimmt; auch diese Aktivitäten werden
aller Voraussicht nach intensiviert werden.
Es steht somit außer Zweifel, daß die EG ihren regionalpoliti-
schen Einfluß im EG-Binnenmarkt vergrößern wird. Der vorliegende
Beitrag beschäftigt sich mit der Frage, wie dies zu beurteilen
ist. Zum einen soll geklärt werden, ob sich erweiterte regional-
politische Aktivitäten der EG-Kommission ökonomisch begründen
lassen. Zum anderen soll diskutiert werden, ob sich den ver-
folgten Zielen mit Hilfe der betriebenen Regionalpolitik sowie
dem Beihilfekontrollverfahren adäquat Rechnung tragen läßt oder
ob eine allgemeine Finanzausgleichslösung überlegen ist. Zunächst
wird kurz auf Hintergrund und Ziele des Programms zu Schaffung
des Binnenmarktes eingegangen.- 2 -
2. Hintergrund und Ziele des EG-Binnenmarktes
Das Programm zur Vollendung des Binnenmarktes, das bis Ende 1992
verwirklicht werden soll, stellte in seiner ursprünglichen Form
ein rein ökonomisches Integrationsprogramm dar. Hintergrund des
Binnenmarktprogramms war die Wachstumsschwäche in Westeuropa in
den siebziger Jahren und in der ersten Hälfte der achtziger
Jahre. Die Arbeitslosigkeit war im Vergleich zu außereuropäischen
Industrieländern stärker angestiegen, und die Beschäftigung nahm
nicht oder im Vergleich zu Japan und den USA nur geringfügig zu.
Westeuropa war im Standortwettbewerb um den Produktionsfaktor
"Sachkapital" zurückgefallen. Der Anteil der EG an den Investi-
tionen in den Industrieländern hatte seit Anfang der siebziger
Jahre stetig abgenommen (Siebert, 1989). Zurückgeführt wurde die
mangelnde Dynamik in den westeuropäischen Ländern von vielen Öko-
nomen auf eine mangelnde Anpassungsfähigkeit der Wirtschaft und
Gesellschaft an veränderte Rahmenbedingungen. Es wurde diagnosti-
ziert, daß durch zu viele strukturerhaltende Subventionen, durch
Außenhandelsprotektion und vor allen Dingen Regulierungen, die
Marktkräfte in ihrer Entfaltung gehemmt worden und Integrations-
prozesse, die in den sechziger Jahren große Wachstumsimpulse in
der EG freigelegt hatten, zum Stillstand gekommen waren. Das
Schlagwort von der "Eurosklerosis" (Giersch, 1985) machte die
Runde. Diese Diagnose wurde von führenden Köpfen in der EG-Kom-
mission geteilt. Vor diesem Hintergrund entstand das Weißbuch der
EG-Kommission im Jahre 1985. Folgerichtig sah es als Therapie zur
Überwindung der Wachstumsschwäche in der EG vor, alle wesentli-
chen Hemmnisse zu beseitigen, die dem freien Austausch von Waren,
Diensten und Produktionsfaktoren über die innergemeinschaftlichen
Grenzen hinweg im Wege standen. Die Wirtschaft in der EG sollte
einem mikroökonomischen Angebotsschock ausgesetzt werden. In
diesem Sinne kann das Binnenmarktprogramm als "institutionelle
Innovation" oder "Schumpeterereignis" (Siebert, 1989) interpre-
tiert werden. Eine Verschärfung des Wettbewerbs, eine effizien-
tere Nutzung von Standortvorteilen in den einzelnen Mitgliedslän-
dern und von Skalenerträgen in der Produktion und im Absatz
sollten zu mehr Wachstum und Beschäftigung in Europa führen.- 3 -
3. Mehr EG-Regionalpolitik und strengere Beihilfenaufsicht im
EG-Binnenmarkt - ökonomisch begründet?
Vielfach wird die Auffassung vertreten, daß die Vollendung des
Binnenmarktes zu mehr regionaler Ungleichheit in der EG führen
wird. Regionen, die sich in der Vergangenheit als wachstumsstark
erwiesen haben, wird die Fähigkeit zugesprochen, auf die Anpas-
sungserfordernisse, die der Binnenmarkt mit sich bringt, besser
reagieren und größere Vorteile aus dem Integrationsprozeß ziehen
zu können als bislang wachstumsschwache Regionen. Mehr regionale
Ungleichheit in der EG wäre auch durch ein Zurückbleiben der
peripheren Regionen in der EG, die in der Regel ein niedrigeres
Pro-Kopf-Einkommen und eine höhere Arbeitslosigkeit aufweisen,
denkbar; sie könnten weniger vom Binnenmarkt profitieren, weil
die innergemeinschaftlichen Grenzen ihren integrationshemmenden
Charakter verlieren, während die äußeren Grenzen, an denen die
peripheren Regionen liegen, diese Eigenschaften behalten (These
von der Grenzöde, Lösch 1940). Die "ökonomische Lage" der Binnen-
regionen - so diese These - verbessert sich und die der periphe-
2
ren Regionen wird schlechter.
Befürchtungen, daß es durch Integrationsprozesse zu einer Ver-
schärfung regionaler Disparitäten kommt, sind durch die histo-
rische Erfahrung in der EG bislang nicht bestätigt worden (Molle,
1990). So haben die regionalen Unterschiede im Pro-Kopf-Einkommen
in der Integrationsphase nach Gründung der Gemeinschaft zunächst
spürbar abgenommen; diese Phase war - bedingt durch eine starke
Ausweitung des Handels und erhebliche Faktorwanderungen zwischen
den damaligen Mitgliedsländern - durch hohe Wachstumsraten
gekennzeichnet. In den siebziger und frühen achtziger Jahren, in
denen das Wachstum in der Gemeinschaft schwach war und der Inte-
grationsprozeß auf der Stelle trat, haben die Einkommensunter-
So zum Beispiel empirica (1989) und Sinz, Steinle (1989).
2
Diese These gewinnt insbesondere dann an Plausibilität, wenn
sich der Binnenmarkt zu einer "Festung Europa" entwickelt.
Damit ist gemeint, daß die Liberalisierung innerhalb der EG
einhergeht mit mehr Abschluß und Protektion gegenüber Dritt-
ländern .- 4 -
schiede nicht weiter abgenommen, aber auch nicht zugenommen
(Adlung, 1982; EG-Kommission, 1987; Krieger-Boden, 1987).
Dynamische Wirtschaftsprozesse, ein hohes Integrationstempo und
der Abbau von regionalen Disparitäten sind also in der Gemein-
2 schaft bislang Hand in Hand, gegangen. Von daher spricht wenig
für die These, daß der Abbau von Handelshemmnissen in der EG, die
zu einer stärkeren Integration der Mitgliedsländer und zu einem
Wachstumsgewinn führen könnten, regionale Unterschiede verstärken
werden; eher scheint das Gegenteil der Fall.
Generell ist zu erwarten, daß durch den Europäischen Binnenmarkt
die Karten der einzelnen Regionen im Standortwettbewerb neu
gemischt werden. Hat das Binnenmarktprogramm tatsächlich den
Charakter einer institutionellen Innovation, so bedeutet dies,
daß bislang vorherrschende regionale Wachstumsmuster Veränderun-
gen erfahren können. Manche Maßnahmen mögen insbesondere für
zentral gelegene, prosperierende Regionen von Vorteil sein.
Andere Maßnahmen könnten aber auch periphere und bislang wachs-
tumsschwache Regionen besonders begünstigen. Wahrscheinlich ist
Zwar haben sich die regionalen Disparitäten jeweils verschärft,
als die EG zunächst auf 9, dann auf 10 und schließlich auf 12
Mitgliedsländer anwuchs (EG-Kommission, 1987). Diese Zunahme
der regionalen Disparitäten reflektiert den Beitritt von Län-
dern mit vergleichsweise niedrigem Pro-Kopf-Einkommen (und
hoher Arbeitslosigkeit) und steht nicht mit den Wirkungen öko-
nomischer Integrationsprozesse im Zusammenhang.
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Dies war auch der Fall bei der Süderweiterung der Gemeinschaft.
Die Wachstumsraten in den neuen Beitrittsländern Griechenland,
Portugal und Spanien lagen in den letzten Jahren zum Teil
beträchtlich über dem EG-Durchschnitt; die vergleichsweise
große wirtschaftliche Dynamik in diesen Ländern dürfte zumin-
dest zum Teil durch Integrationsprozesse dieser Länder in den
gemeinsamen Markt bedingt sein.
3
Ob der Binnenmarkt zu einer "institutionellen Innovation" mit
bedeutenden Wachstums- und Beschäftigungseffekten wird, kann
allerdings bezweifelt werden. Dem steht entgegen, daß nationale
Regulierungen vielfach durch Regulierungen auf EG-Ebene (Harmo-
nisierung) abgelöst werden. Dem wirkt auch entgegen, daß die
Einheitliche Europäische Akte Maßnahmen vorsieht, die eher zu
einer Schwächung der Marktkräfte beitragen. Dazu gehören die
geplante gemeinsame Technologiepolitik sowie die Ausweitung der
regionalpolitischen Aktivitäten. Vgl. Dicke (1989).- 5 -
z.B., daß die ausgeprägten Regulierungen im Verkehrsbereich
bislang zentrumsverstärkend gewirkt haben, weil sie die Trans-
portkosten erhöhten. Von einer Deregulierung im Straßengüter- und
Luftverkehr, die im Europäischen Binnenmarkt vorgesehen ist, kann
deshalb erwartet werden, daß sie insbesondere für die peripheren
Regionen von Vorteil ist (Laaser, 1987). Ein weiteres kommt
hinzu: Die Anpassungserfordernisse des Binnenmarktes für Regionen
mögen sich zwar noch einigermaßen zuverlässig prognostizieren
lassen, welche Effekte daraus aber letztlich resultieren, ist
ungewiß. Es läßt sich nämlich nicht vorhersehen, wie Unternehmen,
organisierte Interessen und die Wirtschaftspolitik in den Regio-
nen auf die Herausforderungen des Binnenmarktes reagieren.
Rückständige, wachstumsschwache und periphere Regionen müssen
durch den Binnenmarkt nicht weiter zurückfallen, vielmehr sind im
Zuge von stärkerer Integration auch Aufholprozesse denkbar. Daß
regionale Aufholprozesse nicht nur theoretisch denkbar, sondern
für wahrscheinlich gehalten werden, zeigt folgendes: In den
"reichen" Ländern der Gemeinschaft, insbesondere in Frankreich
und der Bundesrepublik Deutschland, wird befürchtet, daß es in
einem einheitlichen Binnenmarkt zur vermehrten Verlagerung von
Betriebsstätten in ärmere Länder der Gemeinschaft kommt, weil
dort die Arbeitskosten aufgrund weniger umfangreicher Arbeits-
schutzbestimmungen und geringerer Sozialleistungen niedriger
liegen. Um solche Verlagerungen zu verhindern, die die "Sozial-
standards" in den "reichen" Ländern in Frage stellen könnten,
wird eine Anhebung dieser Standards in den ärmeren Ländern
gefordert.
Zusammenfassend läßt sich sagen, daß die Prognose, im EG-Binnen-
markt fallen generell die Wachstumsschwachen Regionen weiter
zurück, während die bislang schon prosperierenden Regionen am
meisten profitieren werden, wenig begründet erscheint. Mehr
regionalpolitische Aktivitäten der EG mit größeren regionalen
Disparitäten infolge des EG-Binnenmarktes zu rechtfertigen, ist
somit wenig überzeugend. Aber selbst wenn die regionalen Unter-
1 Vgl. z.B. Däubler (1988).- 6 -
schiede durch den EG-Binnenmarkt zunehmen sollten, läge keine
ökonomische Begründung für regionalpolitische Interventionen
zugunsten der zurückbleibenden Regionen vor. Denn dann würden
jene Regionen unterstützt, in denen die Grenzproduktivität
zusätzlicher Ressourcen kleiner ist als in anderen Gebieten der
Gemeinschaft. Dem ursprünglichen Ziel des Binnenmarktprogramms,
nämlich die Wettbewerbsfähigkeit der EG insgesamt zu stärken,
würde dann entgegengewirkt.
Nun wird die These vertreten, daß es schon deshalb im Sinne einer
effizienten räumlichen Allokation der Ressourcen sei, einkommens-
schwache, wenig verdichtete Regionen zu fördern, weil in anderen
Regionen das Ballungsoptimum überschritten sei; weitere wirt-
schaftliche Aktivitäten wären in diesen Regionen mit negativen
externen Effekten verbunden. Die Begünstigung einkommensschwa-
cher, wenig verdichteter Regionen trüge deshalb dazu bei, über
eine gleichmäßigere Verteilung wirtschaftlicher Aktivitäten im
Raum die räumliche Allokation zu verbessern und das Wachstum auch
aus gesamtwirtschaftlicher Sicht zu stützen.
Auch diese Begründung erscheint wenig überzeugend. Zwar ist wahr-
scheinlich, daß es hochverdichtete, einkommensstarke Regionen
gibt, in denen ein weiteres Wachstum mit hohen negativen externen
Effekten verbunden ist. Nicht unwahrscheinlicher scheint aber
auch die Existenz wenig verdichteter, einkommensschwacher Re-
gionen, in denen selbst unter Berücksichtigung der Vermeidung von
negativen externen Effekten in anderen Regionen die Grenzproduk-
tivität zusätzlich eingesetzter Faktoren so gering ist, daß sich
eine Förderung unter gesamtwirtschaftlichen Gesichtspunkten nicht
lohnt. Hier wird ein grundsätzliches Problem sichtbar: Eine Re-
gionalpolitik, die externen Effekten mit Hilfe von quantitativen
Interventionen Rechnung tragen will, steht vor kaum lösbaren
Informationsproblemen. Soll diese Politik tatsächlich zu einer
effizienteren Allokation im Raum führen, so müßte zumindest
annähernd sicher bekannt sein, in welchen Regionen externe
1 Vgl. z.B. Biehl (1989, S. 212 ff.).- 7 -
Effekte in welcher Höhe mit zusätzlichen ökonomischen Aktivitäten
verbunden sind. Darüber hinaus müßten zuverlässige Informationen
darüber vorhanden sein, wie regionalpolitische Eingriffe wirken,
damit diese so dosiert werden können, daß sie externe Effekte
auszugleichen in der Lage wären. Da diese Informationen nicht
vorliegen, besteht die Gefahr, daß durch quantitative Interven-
tionen die räumliche Allokation nicht verbessert, sondern ver-
schlechtert wird.
Wichtig zur Beurteilung des Arguments, die Förderung zurückblei-
bender Regionen verbessere die räumliche Allokation, ist vor
allem die Tatsache, daß damit nicht ursachenadäquat an der Lösung
des Externalitatenproblems angesetzt wird. Viele externe Effekte
in räumlicher Hinsicht sind die Folge einer unzureichenden Anla-
stung der Kosten der Verdichtung in den Ballungsräumen selbst.
Zum Beispiel tragen in der Bundesrepublik die Regelungen der
Aufgaben-, Ausgaben- und Einnahmekompetenzen von Bund, Ländern
und Gemeinden ökonomischen Kriterien nur unzureichend Rechnung.
Das Prinzip der räumlichen Äquivalenz von Kosten und Nutzen, das
eine Voraussetzung für eine effiziente räumliche Allokation ist
2
(Olson, 1969), wird vielfach verletzt. So dürften durch den
Zentralstaat subventionierte Mieten im Rahmen des sozialen
Quantitative Regionalpolitik, die den Anspruch erhebt, die
Allokationseffizienz zu verbessern, setzt im Grunde einen Zu-
stand voraus, wie er im traditionellen Konzept der Wohlfahrts-
theorie unterstellt ist (allerdings dort ohne Berücksichtigung
der räumlichen Dimension): Weil vollkommene Konkurrenz und ein
statischer Gleichgewichtszustand angenommen werden, bestehen
vollständige Informationen über die Angebots- und Nachfragebe-
dingungen auf allen Güter- und Faktormärkten in der Gegenwart
und Zukunft. Da diese Bedingungen in der Realität aber nicht
gegeben sind, lassen sich Abweichungen vom Pareto-Optimum nicht
quantifizieren und Interventionen so dosieren, daß ein pareto-
optimaler Zustand erreicht wird. Wenn externe Effekte interna-
lisiert werden sollen, ist die Wirtschaftspolitik deshalb
aufgerufen, Instrumente einzusetzen oder Regelungen zu finden,
die einen geringeren Informationsbedarf als quantitative
Interventionen voraussetzen. Ein solches Instrument ist z.B. in
der Schaffung von Eigentumsrechten zu sehen.
2 Vgl. van Suntum (1984) oder Henke (1983).- 8 -
Wohnungsbaus oder subventionierte Tarife im öffentlichen Nah-
verkehr Agglomerationstendenzen verstärken (Klemmer, 1986).
Soweit räumliche Fehlentwicklungen auf solchen Faktoren beruhen,
liegt nicht Markt- sondern Politikversagen vor. Regionalpolitik
mit Politikversagen in anderen Bereichen zu begründen, würde auf
eine Bestätigung der liberalen Ölflecktheorie hinauslaufen, nach
der ökonomisch nicht gerechtfertigte Staatseingriffe (oder
unterlassene gerechtfertigte Eingriffe) zwangsläufig weitere
Interventionen nach sich ziehen.
Eine strengere Beihilfenaufsicht ist im europäischen Binnenmarkt
aus ökonomischer Sicht grundsätzlich positiv zu beurteilen. Denn
wenn der Binnenmarkt tatsächlich die Effizienzgewinne bringen
soll, die von ihm erhofft werden und die seine Errichtung be-
gründen, dann darf es nicht dazu kommen, daß die Abschaffung von
Maßnahmen, die den innergemeinschaftlichen Wettbewerb auf Güter-,
Dienstleistungs- und Faktormärkten verzerren, durch Beihilfen
unterlaufen wird. Entgegen einer weitverbreiteten Auffassung wird
der innergemeinschaftliche Handel auch durch regionale Beihilfen
beeinflußt (Soltwedel et al., 1988). Um Wettbewerbsverzerrungen
im Binnenmarkt zu begrenzen, ist deshalb eine Beihilfenaufsicht,
die konsequent auf die Sicherung des Wettbewerbs ausgerichtet ist
und sich auch auf regionale Subventionen erstreckt, unerläßlich.
Im Gegensatz zur Regionalpolitik, die darin besteht, daß Finanz-
hilfen für private oder kommunale Investitionen in bestimmten
Regionen bereitgestellt werden, ist die Beihilfenaufsicht ein
öffentliches Gut, das staatliches Handeln auch aus ökonomischer
Sicht rechtfertigt. Da dieses öffentliche Gut einen Ausstrah-
lungsbereich auf das gesamte Gebiet der Gemeinschaft hat, ist
Ähnlich liegen die Verhältnisse, wenn Regionalpolitik damit
begründet wird, daß die Lohnkosten in peripheren Regionen zu
hoch seien, weil das Arbeits- und Tarifrecht den Tarifvertrags-
parteien nicht genügend Anreize geben, den regionalen Knapp-
heitsverhältnissen auf dem Arbeitsmarkt Rechnung zu tragen.
Sofern dies der Fall ist, müßten Änderungen im Rechtsrahmen
vorgenommen werden, statt die Nachteile zu hoher Lohnkosten
durch öffentliche Finanzmittel für die entsprechenden Regionen
auszugleichen.— 9 —
auch die Wahrnehmung dieser Aufgabe auf der EG-Ebene richtig
angesiedelt.
Zuweilen wird allerdings bezweifelt, daß es zum Abbau wettbe-
werbsverzerrender Subventionen einer supranationalen Beihilfen-
aufsicht bedarf. So wäre denkbar, daß sich im Wettbewerb der
Systeme jenes Land durchsetzt, welches auf Dauer am besten in der
Lage ist, wirtschaftliche Effizienz zu gewährleisten. Da Subven-
tionen in aller Regel mehr Schaden als Nutzen bringen, würde sich
- so die These - auf längere Sicht jene Wirtschaftspolitik
durchsetzen, die am wenigsten auf Beihilfen setzt und damit die
Steuerlast oder Staatsverschuldung niedrig halten kann (Giersch,
1985). Zwei Gesichtspunkte sprechen allerdings dagegen, daß
dieser Mechanismus zumindest auf kurze Sicht die Vergabe von
Beihilfen wirksam einschränkt:
- Die Gewährung von Subventionen beruht in aller Regel nicht auf
ökonomischen Erwägungen, sondern sie wird vielfach von einfluß-
reichen Interessengruppen und politischen Opportunitätserwägun-
gen bestimmt (Olson, 1982). Die einzelwirtschaftlichen Vorteile
von Subventionen sind meist deutlicher erkennbar als die ge-
samtwirtschaftlichen Nachteile; deshalb können sich Partiku-
larinteressen und (kurzfristige) politische Kalküle im Ent-
scheidungsprozeß immer wieder zu Lasten der Steuerzahler
durchsetzen (von Armin, 1986).
- Beihilfen werden in zunehmendem Maße als wichtiges Instrument
einer strategischen Handelspolitik gesehen. So wird behauptet,
daß es in manchen Industriezweigen möglich sei, Monopolrenten
auf Kosten des Auslands zu erzielen. Eine aktive Industriepoli-
tik müsse die Spezialisierung auf diese Bereiche fördern, um
die nationale Wohlfahrt zu maximieren. Mit demselben Ziel
werden auch Gegensubventionen gerechtfertigt, die entsprechend
Zum folgenden vgl. auch Klodt et al. (1988).- 10 -
motivierte Subventionen anderer Länder abwehren sollen. Zwar
gibt es wichtige Argumente dafür, daß solche Maßnahmen nicht zu
2
Wohlfahrtsgewinnen für das subventionierende Land führen.
Dennoch genießt die strategische Subventionspolitik in der
politischen Diskussion einen hohen Stellenwert.
Eine supranationale Beihilfenaufsicht im europäischen Binnenmarkt
kann deshalb hilfreich sein, um Wettbewerbsverzerrungen auszu-
schalten und einen Subventionswettlauf in den einzelnen Mit-
gliedsländern zu verhindern. Allerdings muß eine solche Beihil-
fenaufsicht strengen Maßstäben genügen; sie muß sich tatsächlich
auf die Sicherung des Wettbewerbs beschränken und darf nicht mit
politisch begründeten Zielen vermischt oder solchen sogar unter-
geordnet werden. Letzteres ist allerdings bei der Beihilfenauf-
sicht der EG-Kommission der Fall. Die Beihilfenkontrolle orien-
tiert sich zunehmend an dem Ziel, die regionalen Unterschiede im
Einkommensniveau und in der Arbeitslosigkeit auszugleichen
(Krieger-Boden, 1987). Beihilfen der Mitgliedsländer für Regio-
nen, die durch hohe Arbeitslosigkeit und geringes Einkommensni-
veau im EG-Maßstab gekennzeichnet sind, werden erlaubt, während
an solche in reichen Ländern strenge Maßstäbe angelegt werden.
Die Rechtsgrundlage für eine unterschiedliche Behandlung von
Regionalbeihilfen bildet Artikel 92 Abs. 3ä EWG-Vertrag, nach
denen Beihilfen mit dem gemeinsamen Markt als vereinbar angesehen
werden können, wenn "sie zur Förderung der wirtschaftlichen
Zur theoretischen Fundierung für eine solche Subventionspolitik
vgl. u.a. die Arbeiten von Helpman, Krugman (1985), Krugman
(1984, 1988), Brander, Spencer (1983, 1985).
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Eine strategische Subventionspolitik ist unter anderem nur dann
erfolgversprechend, wenn hinreichend genau bekannt ist, in
welchen Wirtschaftszweigen welche Monopolrenten anfallen werden
und welche Länder in welchem Umfang davon profitieren bzw.
belastet werden. Zudem dürfte es nicht zu einem internationalen
Subventionswettlauf kommen.
Obwohl es unter bestimmten Annahmen Fälle geben mag, in denen
eine Subventionspolitik aus nationaler Sicht die Wohlfahrt
verbessert, wird auch von den Autoren, die solche Fälle aufge-
zeigt haben, in der Regel nicht befürwortet, eine strategische
Handelspolitik zu praktizieren, weil sie in der Praxis kaum zum
Erfolg führen kann. Vgl. z.B. Krugman (1984).- 11 -
Entwicklung von Gebieten, in denen die Lebenshaltung außergewöhn-
lich niedrig ist oder erhebliche Unterbeschäftigung herrscht",
gewährt werden. Damit verliert die Beihilfenkontrolle ihren
Charakter als öffentliches Gut; denn auch regionale Beihilfen
verzerren den Wettbewerb in der EG; dies ist unabhängig davon,
wie gering das Einkommensniveau und wie groß die Beschäftigungs-
probleme einzelner Regionen sind (Soltwedel et al., 1988).
Festzuhalten ist somit, daß weder die EG-Regionalpolitik noch die
praktizierte Art der Beihilfenaufsicht im gemeinsamen Binnenmarkt
ökonomisch begründet sind. Auch führende Köpfe in der Kommission
waren offensichtlich zunächst nicht der Ansicht, daß größere
regionalpolitische Kompetenzen notwendig seien, um einen einheit-
lichen Binnenmarkt in Europa zu schaffen. Im Weißbuch der Kommis-
sion aus dem Jahre 1985 findet sich jedenfalls kein Hinweis
darauf, daß das Integrationsprogramm einer regionalpolitischen
Flankierung bedürfe. Die Einheitliche Europäische Akte, die die
gesetzlichen Grundlagen dafür geschaffen hat, daß das Binnen-
marktprogramm verwirklicht werden kann, enthält allerdings neben
Bestimmungen über die Schaffung des Binnenmarktes Normen über den
wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt der Gemeinschaft, die
nunmehr Grundlage für die praktizierte und angestrebte Regional-
politik der Gemeinschaft sind.
Artikel 130a der Einheitlichen Europäischen Akte bestimmt, daß
sich die Gemeinschaft insbesondere zum Ziel setzt, den Abstand
zwischen den verschiedenen Regionen und den Rückstand der am
stärksten "benachteiligten" Gebiete zu verringern. Auch vom ge-
setzlichen Rahmen her gesehen ist die Regionalpolitik in der EG
also nicht darauf gerichtet, Wachstum und Beschäftigung in der
Gemeinschaft als Ganzes gesehen zu stimulieren, sondern für eine
größere räumliche Gleichheit in Europa zu sorgen. Die Einheitli-
che Europäische Akte stellt anders als das Weißbuch nicht nur auf
Der Artikel 92 EWG-Vertrag erlaubt im übrigen auch sektorale
Hilfen und sonstige Beihilfen zur Förderung wichtiger Vorhaben
(z.B. im Bereich von FuE). Die EG-Kommission hat also einen
erheblichen Ermessensspielraum, ob sie solche Beihilfen zuläßt.- 12 -
ökonomische Integration, sondern vor allem auf eine institutio-
nelle Integration ab. Dies wird auch daran deutlich, daß sie ne-
ben Bestimmungen über den wirtschaftlichen und sozialen Zusammen-
halt außerdem Normen über währungspolitische Befugnisse, sozial-
politische Aufgaben und Fragen der Forschungs- und Technologie-
politik enthält.
4. Wege zum regionalen Ausgleich in der EG
Die institutionelle Integration der Gemeinschaft ist politisch
gewollt. Zu dieser institutionell angestrebten Integration gehört
zweifellos auch ein System der interregionalen Umverteilung
zwecks Angleichung der Lebensverhältnisse. Solche Umverteilungs-
ziele lassen sich wissenschaftlich weder begründen noch verwer-
fen. Einer kritischen Prüfung kann nur unterzogen werden, ob die
praktizierte Regionalpolitik und Beihilfenaufsicht dazu geeignet
sind, regionale Umverteilung adäquat zu betreiben oder ob es
andere Instrumente gibt, die dazu besser geeignet sind. Dieser
Frage soll im folgenden nachgegangen werden.
a) Regionalpolitik oder Finanzausgleich?
Ein Grundsatz rationaler Wirtschaftspolitik ist, daß Verteilungs-
ziele nicht mit Hilfe von Instrumenten der Allokationspolitik
verfolgt werden sollten. Als Nachteil einer Verteilungspolitik,
die sich allokativer Instrumente bedient, werden die mangelnde
Zielgenauigkeit im Hinblick auf die angestrebten Verteilungsziele
sowie die bewirkten Allokationsverzerrungen gesehen. Diese Argu-
mente, die in der wirtschaftswissenschaftlichen Literatur über-
wiegend im Zusammenhang mit personenbezogenen Verteilungszielen
diskutiert werden, lassen sich auch auf räumliche Verteilungs-
ziele übertragen (Buchanan, 1950; Scott, 1952). Wenn zugunsten
bestimmter Regionen oder Länder Transfers geleistet werden
sollen, dann wäre dazu ein ungebundener Finanzausgleich am besten
1 Vgl. z.B. Andel (1970, 1981) und Stützel (1978, 1980)- 13 -
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geeignet. Ein ungebundener Finanzausgleich hat aus der Sicht der
begünstigten Regionen den höchsten Nutzen, weil sie die Mittel so
verwenden können, wie es ihren Präferenzen entspricht. Wenn in
der EG also ein regionales Umverteilungsziel verfolgt werden
soll, so könnte dies gemäß diesem Grundsatz dadurch am besten er-
reicht werden, wenn die reichen Regionen Mittel in gewissem Um-
fang für die ärmeren Regionen der Gemeinschaft aufbringen und
diesen frei zur Verfügung stellen. Da unterhalb der EG-Ebene die
nächstniedrigere Ebene die der Mitgliedsstaaten ist, müßten in
einem hierarchisch aufgebautem föderalen System die Mitgliedslän-
der Empfänger dieser Hilfen sein. Regionalpolitische Maßnahmen
der EG, die zumeist in Zuschüssen für private Investitionen oder
für wirtschaftsnahe Infrastrukturprojekte bestehen und durch die
ein impliziter räumlicher Finanztransfer geleistet wird, könnten
dann entfallen.
Gegen einen einfachen, ungebundenen Finanzausgleich als Ersatz
für eigenständige regionalpolitische Maßnahmen der EG sind
folgende Argumente denkbar:
- Erstens: Durch einen ungebundenen Finanzausgleich zwischen den
Mitgliedsländern sei nicht sichergestellt, daß die Transfers
jene Regionen erreichen, die nach Maßstäben der EG-Ebene
förderbedürftig sind. Folglich wäre das regionale Konvergenz-
ziel nicht erreichbar.
- Zweitens: Bei ungebundenen FinanzZuweisungen sei nicht gewähr-
leistet, daß in den geförderten Regionen jene Maßnahmen durch-
geführt werden, die aus der Sicht der EG-Ebene notwendig sind,
um den Entwicklungsabstand zu verringern. Vor allen Dingen sei
so nicht sichergestellt, daß die Transfers für Investitionen
verwendet werden.
- Drittens: Ein ungebundener Finanzausgleich in der EG scheitere
an Durchführungsproblemen.
Diese Argumente sind wenig überzeugend. Was den ersten Einwand
anlangt, so ist sicherlich nicht auszuschließen, daß Mitglieds-
länder, die Transfers erhalten, diese nicht in solche Regionen
fließen lassen, die aus Sicht der EG-Ebenen am förderbedürftig-- 14 -
sten sind. Eine gleiche regionale Zuteilung wird nur dann zu-
stande kommen, wenn die Gebietskulisse der nach denselben Kri-
terien abgegrenzten förderbedürftigsten Regionen aus EG-Sicht und
nationaler Sicht identisch ist. In diesem Zusammenhang stellt
sich aber die Frage, warum die Kompetenz der EG größer sein soll-
te als die der Mitgliedsländer, regionale Problemlagen zu identi-
fizieren und Fördergebiete zu bestimmen. Gleiche regionale
Unterschiede mögen in den einzelnen Mitgliedsländern unterschied-
lich bewertet und regionale Disparitäten nach verschiedenen
Kennziffern ermittelt werden. Die Förderregionen auf Gemein-
schaftsebene nach einem einheitlichen System zu bestimmen,
bedeutet eine Mißachtung der Präferenzen der Mitgliedsstaaten.
Dem regionalen Ausgleichs ziel in der EG wird auch dann Rechnung
getragen, wenn die Kompetenz zur regionalen Umverteilung bei den
Mitgliedsstaaten selbst liegt und diese andere regionale Priori-
täten setzen als die EG-Ebene. Im übrigen ist in diesem Zu-
sammenhang bedeutsam, daß die Hälfte der regionalen Unterschiede
im Einkommensniveau in der Gemeinschaft auf Disparitäten zwischen
den Mitgliedsländern selbst beruhen (hinsichtlich der Unterschie-
de bei der Arbeitslosigkeit trägt die zwischenstaatliche Kompo-
nente sogar mehr als die Hälfte bei; vgl. EG-Kommission, 1987).
Auch durch einen zwischenstaatlichen Finanzausgleich wäre also
dem regionalen Gefälle Rechnung getragen.
Was das zweite Argument anlangt, so ist wahrscheinlich, daß in
förderbedürftigen Regionen bei ungebundenen Transfers nicht immer
jene Maßnahmen durchgeführt werden, die - aus EG-Sicht - wün-
schenswert wären, um regionale Entwicklungsziele zu erreichen.
Die relevante Frage in diesem Kontext ist aber, ob die EG-Maßnah-
men tatsächlich diejenigen wären, mit denen sich regionale Ent-
wicklungsprozesse wirksamer in Gang setzen lassen. Die Wettbe-
werbsposition von Regionen läßt sich durch eine Fülle von Parame-
tern verbessern, und es ist a priori völlig offen, welche Maßnah-
men am besten geeignet sind. Da die Ursache für regionale Ent-
wicklungsengpässe je nach Mitgliedsland (und Region) sehr unter-
schiedlich sein können und auch unterschiedliche nationale
Präferenzen für einzelne Instrumente bestehen dürften, spricht
nichts für, sondern alles gegen eine regionalpolitische Kompetenz- 15 -
für die EG. Der EG regionalpolitische Befugnisse einzuräumen,
heißt im Prinzip, den Mitgliedsstaaten nicht zuzutrauen, daß sie
das richtige für ihre unterentwickelten Gebiete tun. Sicherlich
können auch die Mitgliedsländer "falsche" regionalpolitische
Konzeptionen verfolgen; durch den Wettbewerb der Mitgliedsländer
untereinander ("Systemwettbewerb") bestehen aber Chancen, daß es
zu Korrekturen an den Konzeptionen kommt, wenn sich die er-
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wünschten Erfolge in einzelnen Ländern nicht einstellen. Aber
selbst dann, wenn Maßnahmen der EG-Regionalpolitik der nationalen
Regionalpolitik hinsichtlich ihrer Wirksamkeit überlegen wären,
wäre nicht sichergestellt, daß die Hilfen ihren Zweck erreichen,
weil es zu Substitutionsprozessen kommt: Begünstigte Länder
könnten sich bei der regionalpolitischen Aufgabe entlastet fühlen
und nehmen ihre eigenen Anstrengungen zugunsten förderbedürftiger
Regionen zurück. Zusätzliche regionalpolitische Aktivitäten
finden dann kaum oder überhaupt nicht statt (Problem der "Addi-
tionalität" der EG-Maßnahmen).
Auch das dritte Argument, ein ungebundener Finanzausgleich in der
EG scheitere an praktischen Durchführungsproblemen, ist wenig
tragfähig. Das Gegenteil scheint zutreffend: Eine regionalpoli-
tische Konzeption ist mit weit mehr Durchführungsproblemen ver-
bunden. Sie erfordert Entscheidungen hinsichtlich von Instru-
menten, Programmen, Gebieten und Fördermitteln. Ein ungebundener
Hier gilt es, einem möglichen Mißverständnis vorzubeugen: Die
Aussage, daß nichts für eine regionalpolitische Kompetenz der
EG spricht, bedeutet nicht, daß Regionalpolitik von der zentra-
len Ebene der Mitgliedsstaaten durchgeführt werden sollte. Sie
bedeutet auch nicht, daß die Regionalpolitik, die zur Zeit in
den Mitgliedsstaaten durchgeführt wird, befürwortet wird. Z.B.
stellt sich die Kompetenzfrage in der Bundesrepublik zwischen
zentralstaatlicher Ebene und der Ebene der Bundesländer in
ähnlicher Form wie zwischen der Ebene der EG und der der
Mitgliedsländer. Zur Kritik an der Regionalpolitik in der
Bundesrepublik vgl. Lammers (1987a, 1987b, 1989a, 1989b).
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Die Beihilfenaufsicht der EG hätte die Aufgabe zu überwachen,
daß dieser Wettbewerb nicht über Beihilfen läuft (vgl. dazu
Abschnitt 4.b).
Solche Substitutionsprozesse sind selbst durch sehr aufwendige
Kontrollmechanismen kaum ausschaltbar, weil die Präferenzen der
Mitgliedsländer für regionalpolitische Maßnahmen nicht ermit-
telt werden können.- 16 -
Finanzausgleich verlangt hingegen "nur" Festlegungen hinsichtlich
der Finanzmittel und der Kriterien, nach denen diese verteilt
werden. Vergleichsweise einfach könnte ein Finanzausgleich
dadurch erreicht werden, daß die einzelnen Mitgliedsländer in
unterschiedlichem Umfang zu den EG-Einnahmen beitragen. Die
Finanzbeiträge der Mitgliedsstaaten, könnten z.B. je nach Höhe
der Pro-Kopf-Einkommen der Länder gestaffelt werden. Auch wäre
möglich, den einzelnen Mitgliedsländern aus den Eigeneinnahmen
der EG (im wesentlichen Zölle und Agrarabschöpfungen) je nach
Einkommensniveau verschieden hohe Beiträge pro Kopf der Bevöl-
kerung zukommen zu lassen. Der Bargaining-Prozeß im politischen
Raum, der bei solchen Lösungen stattfinden würde, wäre nicht
aufwendiger als bei anderen Entscheidungen auf EG-Ebene mit
impliziten Finanzausgleichswirkungen (z.B. bei der gemeinsamen
Agrarmarktpolitik); das Ergebnis wäre aber bei weitem transpa-
renter .
b) Zur Rolle der Beihilfenaufsicht
Die bislang praktizierte Form der Beihilfenaufsicht scheint kaum
geeignet, das Konvergenzziel wirksam zu unterstützen. Zwei Gründe
sind für diese Einschätzung maßgeblich:
- Die Beihilfenaufsicht kann bei der Verfolgung des räumlichen
Konvergenzzieles nur Einfluß auf die Vergabe von Beihilfen neh-
men. Nationale und regionale Wachstums- oder Beschäftigungsun-
terschiede dürften aber nur in seltenen Fällen auf der Gewäh-
rung von Subventionen beruhen. Auch gibt es eine Vielzahl von
expliziten und impliziten Finanzausgleichsmaßnahmen auf natio-
naler, regionaler und kommunaler Ebene, die, da sie keine Bei-
hilfen darstellen, der Kontrolle durch die EG nicht unterlie-
gen. Würde das Konvergenzziel nach den Maßstäben der EG-Beihil-
fenaufsicht wirksam verfolgt werden sollen, so müßten Finanz-
Eine solche Staffelung existiert auch heute schon, denn die
Finanzbeiträge der Mitgliedsländer werden als Prozentsatz des
nationalen Bruttosozialprodukts festgelegt. Dieser Prozentsatz
könnte bei einer Finanzausgleichslösung statt EG-finanzierter
Regionalprogramme je nach Pro-Kopf-Einkommen der Mitgliedslän-
der unterschiedlich hoch festgesetzt werden.- 17 -
ausgleichsZahlungen in reichen Ländern (z.B. in der Bundesrepu-
blik der horizontale Finanzausgleich zwischen den Bundeslän-
dern) verboten werden, wenn dadurch Regionen Mittel erhalten,
die reicher sind als der EG-Durchschnitt (Zimmermann, 1986).
Streng genommen würde das Konvergenzziel sogar implizieren,
einem reichen Mitgliedsstaat nicht zu erlauben, die Wachstums-
und Beschäftigungsmöglichkeiten z.B. durch eine allgemeine
Steuersenkung zu verbessern, sondern nur solchen Mitgliedslän-
dern, die unter dem Gemeinschaftsdurchschnitt liegen.
- Die Beihilfenaufsicht der EG läßt sich nicht auf das regionale
Konvergenzziel beschränken. Neben regionalen Zielen existieren
andere, zumeist ebenfalls politisch begründete Ziele, die bei
der Beihilfenkontrolle eine Rolle spielen, z.B. Forschungs- und
Entwicklungsziele, Ziele in der Energiepolitik oder generell
solche der Industriepolitik. Wird solchen Zielen Rechnung
getragen - ihre politische Legitimation ist a priori nicht
schwächer einzuschätzen als die des Konvergenzzieles -;so ent-
stehen Konsistenzprobleme: Z.B. dürfte eine erlaubte Förderung
durch FuE-Beihilfen in aller Regel dazu führen, daß gerade sol-
che Regionen ihre Wettbewerbsposition verbessern, die gemessen
am EG-Konvergenzziel nicht förderungswürdig sind. Nach den Kri-
terien der FuE-Politik würde eine sinnvolle Politik betrieben,
weil die Erfolgsaussichten einer Förderung von FuE-Aktivitäten
in Regionen mit hoher Humankapitalausstattung besser sind als
in rückständigen Gebieten; dem räumlichen Ausgleichsziel wird
aber entgegengewirkt. Solche Konsistenzprobleme sind unaus-
weichlich, wenn die Beihilfenaufsicht sich nicht auf ihre ei-
gentliche Aufgabe beschränkt, nämlich Wettbewerbsverfälschungen
jeglicher Art zu verhindern, sondern die Wettbewerbskontrolle
regional-, industriepolitischen oder anderen Zielen unterwirft.
Wenn die praktizierte Beihilfenaufsicht aus den genannten Gründen
auch nicht in der Lage ist, das Konvergenzziel wirksam zu errei-
chen, so wäre eine Beihilfenkontrolle, die strikt am Ziel der
Sicherung des Wettbewerbs ausgerichtet ist, bei dem oben skiz-
Zur ähnlich gelagerten Konsistenzproblematik der Subventions-
politik in der Bundesrepublik vgl. Lammers (1989a, S. 91-110).- 18 -
zierten Vorschlag eines ungebundenen Finanzausgleichs auf der
Ebene der Mitgliedsländer sehr hilfreich. Ihre Aufgabe wäre es zu
verhindern, daß der Wettbewerb der Mitgliedsländer und ihrer
Regionen um mobile Ressourcen im EG-Binnenmarkt mit Subventionen
erfolgt. Dann sind die Regierungen angehalten, eine Verbesserung
der Wettbewerbssituation auf Wegen herbeizuführen, die nicht den
Wettbewerb verfälschen (z.B. Infrastruktur-, Bildungs-, Steuer-
politik) .
5. Schlußfolgerungen
Im gemeinsamen Binnenmarkt fehlt sowohl für eine verstärkte EG-
Regionalpolitik als auch für die durchgeführte Art der Beihilfen-
aufsicht eine ökonomische Begründung. Allerdings ist nicht zu
verkennen, daß eine institutionelle Integration der EG politisch
gewünscht wird und daß dazu auch ein regionales Umverteilungs-
system gehört. Regionalen Umverteilungszielen in der EG könnte
vergleichsweise einfach und wirksam durch einen Finanzausgleich
zwischen den Mitgliedsstaaten Rechnung getragen werden. Wenn es
im Zuge des Binnenmarktes zu mehr interventionistischen Eingrif-
fen auf EG-Ebene kommt (z.B. durch die EG-Regionalpolitik),
besteht Gefahr, daß die Wachstums- und Beschäftigungsgewinne, die
vom Binnenmarkt erhofft werden, nicht im erhofften Umfang eintre-
ten. Was die EG braucht, ist nicht ein Mehr an Interventionen
durch die supranationale Ebene, sondern institutionelle Regeln,
die die ökonomische Integration in Europa fördern und somit auch
den Spielraum für einen wirksamen Finanzausgleich in der EG
erweitern.
Über einen zwischenstaatlichen Finanzausgleich wird man ins-
besondere dann verstärkt nachdenken müssen, wenn durch die
angestrebte Währungsunion die Möglichkeit gänzlich wegfällt,
unterschiedliche Entwicklungen in der Wettbewerbsfähigkeit
zwischen den Mitgliedsstaaten durch Wechselkursänderungen
auszugleichen.- 19 -
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